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Referentenentwurf

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr

Zweite Verordnung zur Änderung der Lkw-Maut-Verordnung

A. Problem und Ziel

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften soll unter anderem eine
Kohlenstoffdioxid-Differenzierung der Lkw-Maut im Wege der Erhebung eines vierten Maut-
teilsatzes für Kosten der verkehrsbedingten Kohlenstoffdioxid-Emissionen zum 1. Dezem-
ber 2023 eingeführt werden.

Diese Änderung macht auch eine Änderung der Lkw-Maut-Verordnung erforderlich.

B. Lösung

Erlass einer Änderungsverordnung, die die durch das Dritte Gesetz zur Änderung maut-
rechtlicher Vorschriften erforderlich gewordenen Änderungen in der Lkw-Maut-Verordnung
umsetzt.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Mit der Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung ist keine Veränderung hinsichtlich der erwar-
teten Mauteinnahmen im Einzelplan 12 verbunden. Es entsteht kein Personal- oder Sach-
mittelbedarf.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für Bürgerinnen und Bürger werden keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder
aufgehoben.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wurde bereits beim „Dritten Gesetz zur Änderung
mautrechtlicher Vorschriften“ (Bundestags-Drucksache 20/8092, Seite 5) ausgewiesen.
Durch die Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung entsteht kein weiterer Erfüllungsaufwand
für die Wirtschaft.
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung wurde bereits beim „Dritten Gesetz zur Änderung
mautrechtlicher Vorschriften“ (Bundestags-Drucksache 20/8092, Seite 5) ausgewiesen.
Durch die Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung entsteht kein weiterer Erfüllungsaufwand
für die Verwaltung.

F. Weitere Kosten

Durch die Änderung der Lkw-Maut-Verordnung entstehen keine weiteren Kosten, die nicht
bereits im Zuge des Dritten Gesetzes zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften Berück-
sichtigung fanden. Einzelpreisanpassungen und Auswirkungen auf das Preisniveau, insbe-
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind daher nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und
Verkehr

Zweite Verordnung zur Änderung der Lkw-Maut-Verordnung

Vom 1. Dezember 2023

Auf Grund des § 4 Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 und des § 5 Absatz 1 Satz 2
des Bundesfernstraßenmautgesetzes vom 12. Juli 2011 (BGBl. I S. 1378), von denen § 4
Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 4 und § 5 Absatz 1 Satz 2
durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom [...] (BGBl. I S. [...]) geändert worden sind,
verordnet das Bundesministerium für Digitales und Verkehr:

Artikel 1

Die Lkw-Maut-Verordnung vom 25. Juni 2018 (BGBl. I S. 1156) wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verordnung zur Erhebung, zur Nachweisführung über die für die
Maut maßgeblichen Tatsachen und zur Erstattung der Maut (Lkw-

Maut-Verordnung – Lkw-MautV)“.

2. § 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

3.„ das Führen der Nachweise über die für die Maut maßgeblichen Tatsachen und“.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 5 wird durch folgende Nummern 5 und 6 ersetzt:

5.„ die Schadstoffklasse im Sinne der Anlage 1 Nummer 2 Buchstabe b des Bun-
desfernstraßenmautgesetzes,

6. die Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse des Fahrzeugs nach Artikel 7ga Ab-
satz 2 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 Nummer 28, 30, 34 bis 38
der Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates
vom 17. Juni 1999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung be-
stimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge (ABl. L 187 vom
20.7.1999, S. 42), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2022/362 (ABl. L 069
vom 4.3.2022, S. 1) geändert worden ist,“.

b) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

(1)„ Die manuelle Einbuchung kann über die Internetseite oder eine für mobile
Endgeräte bereitgestellte Software (mobile Applikation) erfolgen, die jeweils von
dem in § 4 Absatz 3 Satz 1 des Bundesfernstraßenmautgesetzes bezeichneten
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Betreiber bereitgestellt werden. Für die manuelle Einbuchung ist eine Anmeldung
beim Betreiber nicht erforderlich, wahlweise aber möglich.“.

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Wenn eine Anmeldung beim Betreiber erfolgt, hat der Mautschuldner die für die
Mauterhebung maßgeblichen Tatsachen nach § 2 Nummer 1, 4, 5 und 6 wahr-
heitsgemäß und vollständig anzugeben.“.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

(3)„ Der Mautschuldner hat die für die Mauterhebung maßgeblichen Tatsa-
chen nach § 2 Nummer 1 bis 6 wahrheitsgemäß und vollständig einzugeben (Ein-
buchung).“

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 wie folgt gefasst:

„Der Mautschuldner hat bei der Anmeldung die für die Mauterhebung maßgebli-
chen Tatsachen nach § 2 Nummer 1, 4, 5 und 6 wahrheitsgemäß und vollständig
anzugeben. Diese Daten sind im Fahrzeuggerät oder in der mobilen Applikation
des Mobilgerätes, das mit dem Fahrzeuggerät verbunden ist, zu speichern.“.

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

(2)„ Änderungen der in § 2 Nummer 1, 4, 5 und 6 genannten Tatsachen hat
der Mautschuldner dem Betreiber oder seinem Anbieter nach den §§ 4e und 4f des
Bundesfernstraßenmautgesetzes innerhalb eines Monats ab dem Zeitpunkt der
Änderung mitzuteilen.

(3) Der Mautschuldner hat das Fahrzeuggerät oder die mobile Applikation
des Mobilgerätes, das mit dem Fahrzeuggerät verbunden ist, ordnungsgemäß zu
bedienen. Insbesondere hat er vor jeder mautpflichtigen Straßenbenutzung zu
überprüfen, ob

1. die im Fahrzeuggerät oder in der mobilen Applikation des Mobilgerätes ge-
speicherte Gewichtsklasse die technisch zulässige Gesamtmasse des Fahr-
zeuges oder der Fahrzeugkombination im Sinne des § 1 Absatz 6 des Bun-
desfernstraßenmautgesetzes umfasst und

2. die im Fahrzeuggerät oder in der mobilen Applikation des Mobilgerätes ge-
speicherte Anzahl der Achsen mit der Anzahl der Achsen des Fahrzeuges o-
der der Fahrzeugkombination übereinstimmt,

mit dem oder der die mautpflichtige Straßenbenutzung durchgeführt werden soll.
Im Falle einer Abweichung hat der Mautschuldner die gespeicherten Angaben zur
Gewichtsklasse und der Anzahl der Achsen zu korrigieren. Der Mautschuldner hat
dafür Sorge zu tragen, dass die Merkmale der Fahrzeugklassifizierung im Fahr-
zeuggerät oder in der mobilen Applikation des Mobilgerätes übereinstimmt.“

6. Die §§ 6, 7 und 8 werden wie folgt gefasst:
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§ 6„

Nachweis der Richtigkeit der mautrelevanten Tatsachen

(1) Der Mautschuldner ist verpflichtet, auf Verlangen des Betreibers, eines Anbie-
ters nach den §§ 4e und 4f des Bundesfernstraßenmautgesetzes oder des Bundesam-
tes für Logistik und Mobilität die Richtigkeit der für die Mauterhebung maßgeblichen
Tatsachen nach § 2 Nummer 1, 4, 5 und 6 sowie die ordnungsgemäße Entrichtung der
Maut gegenüber dem Bundesamt für Logistik und Mobilität durch Vorlage geeigneter
Unterlagen nachzuweisen. Geeignete Unterlagen sind insbesondere die Einbuchungs-
nummer nach § 4 Absatz 4 oder der Fahrzeugschein oder die Zulassungsbescheini-
gung Teil I oder fahrzeugbezogene Nachweise im Sinne des § 7 Absatz 5 des Bundes-
fernstraßenmautgesetzes.

(2) Ist zwischen dem Mautschuldner und dem Betreiber oder einem Anbieter nach
den §§ 4e und 4f des Bundesfernstraßenmautgesetzes streitig, ob der Nachweis der
Richtigkeit der für die Mauterhebung maßgeblichen Tatsachen nach § 2 Nummer 4, 5
und 6 erbracht worden ist, hat das Bundesamt für Logistik und Mobilität diese auf An-
trag für das betroffene Fahrzeug festzustellen.

§ 7

Nachweis der Schadstoffklasse

(1) Der Nachweis der Schadstoffklasse kann insbesondere erbracht werden
durch Vorlage

1. des Fahrzeugscheins oder der Zulassungsbescheinigung Teil I oder

2. des aktuellen Kraftfahrzeugsteuerbescheides in deutscher Sprache oder

3. eines gültigen Nachweises im Sinne des § 7 Absatz 5 Satz 3 des Bundesfernstra-
ßenmautgesetzes über die Erfüllung bestimmter Umweltanforderungen für das
Kraftfahrzeug.

(2) Bei einem mautpflichtigen Fahrzeug, das im Ausland zugelassen ist und für
das keine der in Absatz 1 genannten Bescheinigungen oder widersprüchliche Unterla-
gen vorgelegt werden, wird vermutet, dass das Fahrzeug der folgenden Schadstoff-
klasse angehört:

1. der Schadstoffklasse EURO VI bei erstmaliger Zulassung nach dem 31. Dezember
2013,

2. der Schadstoffklasse EURO V bei erstmaliger Zulassung nach dem 30. September
2009 und vor dem 1. Januar 2014,

3. der Schadstoffklasse EURO IV bei erstmaliger Zulassung nach dem 30. Septem-
ber 2006 und vor dem 1. Oktober 2009,

4. der Schadstoffklasse EURO III bei erstmaliger Zulassung nach dem 30. Septem-
ber 2001 und vor dem 1. Oktober 2006,

5. der Schadstoffklasse EURO II bei erstmaliger Zulassung nach dem 30. September
1996 und vor dem 1. Oktober 2001,
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6. der Schadstoffklasse EURO I bei erstmaliger Zulassung nach dem 30. September
1993 und vor dem 1. Oktober 1996,

7. keiner Schadstoffklasse bei erstmaliger Zulassung vor dem 1. Oktober 1993.

(3) Ergeben sich aus den im Verwaltungsverfahren zur nachträglichen Mauterhe-
bung oder zur Mauterstattung oder im Verfahren nach § 6 Absatz 2 vorgelegten Unter-
lagen Widersprüche hinsichtlich der Schadstoffklasse, so hat das Bundesamt für Lo-
gistik und Mobilität oder der nach § 8 Absatz 1 Satz 3 des Bundesfernstraßenmautge-
setzes beliehene Betreiber nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden, ob die
Schadstoffklasse ordnungsgemäß nachgewiesen ist und, hat die für die Einstufung
maßgebliche Schadstoffklasse sowie den Zeitraum, für den diese zugrunde zu legen
ist, festzusetzen. Dem Mautschuldner steht es frei, den ordnungsgemäßen Nachweis
der Schadstoffklasse nachträglich zu erbringen. Wird der Nachweis nicht spätestens
bis zum Abschluss des Widerspruchverfahrens erbracht, verbleibt es bei dem Höchst-
satz nach § 5 Absatz 1 Satz 4 des Bundesfernstraßenmautgesetzes.

(4) Das Bundesamt für Logistik und Mobilität kann von einem Mautschuldner ver-
langen, dass dieser auf seine Kosten nachweist, dass ein mautpflichtiges Fahrzeug
tatsächlich der angegebenen Schadstoffklasse entspricht, wenn

1. das Fahrzeug bei einer Kontrolle des Bundesamtes für Logistik und Mobilität durch
besonders hohe Geräusch- oder überdurchschnittliche Abgasemissionen auffällt
oder

2. Tatsachen auf eine eingeschränkte oder fehlende Funktionsfähigkeit des Abgas-
reinigungssystems des Fahrzeugs schließen lassen oder

3. erhebliche Anhaltspunkte bestehen, die der Vermutung des Absatzes 2 entgegen-
stehen.

Der Nachweis kann durch ein Gutachten eines amtlich anerkannten Sachverständigen
erbracht werden. Das Bundesamt für Logistik und Mobilität kann von dem Mautschuld-
ner verlangen, dass dieser die für den Nachweis erforderlichen Unterlagen in deutscher
Sprache vorlegt. Die Kosten der Übersetzung hat der Mautschuldner zu tragen.

§ 8

Nachweis der Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse

(1) Der Nachweis der Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse kann insbe-
sondere erbracht werden durch Vorlage

1. der Zulassungsbescheinigung Teil I oder

2. der EG-Übereinstimmungsbescheinigung oder des nationalen Fahrzeug-Einzelge-
nehmigungsbogens oder

3. der Kundeninformationsdatei nach Anhang IV Teil II der Verordnung (EU)
2017/2400 der Kommission vom 12. Dezember 2017 zur Durchführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsicht-
lich der Bestimmung der CO2-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs von
schweren Nutzfahrzeugen sowie zur Änderung der Richtlinie 2007/46/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EU) Nr. 582/2011
der Kommission (ABl. L 349 vom 29.12.2017, S. 1), die zuletzt durch die
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Verordnung (EU) 2022/1379 der Kommission vom 5. Juli 2022 (ABl. L 212 vom
12.8.2022, S. 1) geändert worden ist.

(2) Fehlen in den im Verwaltungsverfahren zur nachträglichen Mauterhebung o-
der zur Mauterstattung oder im Verfahren nach § 6 Absatz 2 vorgelegten Unterlagen
Angaben zur Ermittlung der Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse oder sind diese unklar
oder offensichtlich unzutreffend, so hat das Bundesamt für Logistik und Mobilität oder
der nach § 8 Absatz 1 Satz 3 des Bundesfernstraßenmautgesetzes beliehene Betreiber
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden, ob die Kohlenstoffdioxid-Emissions-
klasse ordnungsgemäß nachgewiesen ist, und hat die maßgebliche Kohlenstoffdioxid-
Emissionsklasse sowie den Zeitraum, für den diese zugrunde zu legen ist, festzuset-
zen. Dem Mautschuldner steht es frei, den ordnungsgemäßen Nachweis der Kohlen-
stoffdioxid-Emissionsklasse nachträglich zu erbringen. Wird der Nachweis nicht spä-
testens bis zum Abschluss des Widerspruchverfahrens erbracht, verbleibt es bei dem
Höchstsatz nach § 5 Absatz 1 Satz 5 des Bundesfernstraßenmautgesetzes.

(3) Das Bundesamt für Logistik und Mobilität kann von einem Mautschuldner ver-
langen, dass dieser auf seine Kosten nachweist, dass ein mautpflichtiges Fahrzeug
tatsächlich der angegebenen Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse entspricht, wenn sich
bei der Kontrolle des Bundesamtes für Logistik und Mobilität Anhaltspunkte dafür, dass
das Fahrzeug nicht den Anforderungen der angegebenen Kohlenstoffdioxid-Emissi-
onsklasse entspricht. § 7 Absatz 4 Satz 2 bis 4 ist anzuwenden.“

7. In § 9 Absatz 2 werden die Wörter „an Mautstellen-Terminals,“ gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften soll eine Kohlenstoffdi-
oxid-Differenzierung der Lkw-Maut im Wege der Erhebung eines vierten Mautteilsatzes für
Kosten der verkehrsbedingten Kohlenstoffdioxid-Emissionen zum 1. Dezember 2023 ein-
geführt werden.

Diese Änderung macht auch eine Änderung der Lkw-Maut-Verordnung erforderlich.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit der Verordnung werden die notwendigen Änderungen aufgrund der Einführung eines
Mautteilsatzes für Kosten der verkehrsbedingten Kohlenstoffdioxid-Emissionen durch das
Dritte Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften in der Lkw-Maut-Verordnung vor-
genommen. Dies betrifft die Regelungen zu den für die Mauterhebung maßgeblichen Tat-
sachen, den Einzelheiten der Mautentrichtung und der Nutzung der technischen Einrich-
tungen zur Mauterhebung und des Verfahrens zum Nachweis der Richtigkeit der mautrele-
vanten Tatsachen.

Zudem werden die Umstellung vom zulässigen Gesamtgewicht auf die technisch zulässige
Gesamtmasse als mautrelevantes Datum sowie die Umbenennung der Emissionsklasse in
Schadstoffklasse durch das Dritte Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften auch
in der Lkw-Maut-Verordnung umgesetzt.

Hinsichtlich der Entscheidung, auf Mautstellen-Terminals als manuelle Einbuchungsmög-
lichkeit zu verzichten, werden die notwendigen Änderungen in der Lkw-Maut-Verordnung
vorgenommen.

III. Alternativen

Keine. Die Vorgaben des Bundesfernstraßenmautgesetzes müssen in der auf Grundlage
dieses Gesetzes erlassenen Lkw-Maut-Verordnung umgesetzt werden.

IV. Regelungskompetenz

Die Verordnung wird aufgrund des § 4 Absatz 4 Satz 3 und des § 5 Absatz 1 Satz 2, 4 und
5 des Bundesfernstraßenmautgesetzes erlassen. § 4 Absatz 4 Satz 3 des Bundesfernstra-
ßenmautgesetzes ermächtigt das Bundesministerium für Digitales und Verkehr, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten der Nutzung der tech-
nischen Einrichtungen zur Mauterhebung zu regeln und die für die Maut maßgeblichen Tat-
sachen festzulegen sowie das Verfahren der Angabe dieser Tatsachen zu regeln. § 5 Ab-
satz 1 Satz 2 des Bundesfernstraßenmautgesetzes ermächtigt das Bundesministerium für
Digitales und Verkehr, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Ein-
zelheiten der Nachweisführung der für die Maut maßgeblichen Tatsachen zu regeln. § 5
Absatz 1 Satz 4 und 5 des Bundesfernstraßenmautgesetzes regelt, dass im Falle des nicht
ordnungsgemäßen Nachweises der Schadstoffklasse des Fahrzeuges der Mautteilsatz für
die verursachten Luftverschmutzungskosten nach dem Höchstsatz in Anlage 1 Nummer 2
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Buchstabe a Kategorie F des Bundesfernstraßenmautgesetzes und im Falle des nicht ord-
nungsgemäßen Nachweises der Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse des Fahrzeuges der
Mautteilsatz für die Kosten für verkehrsbedingte Kohlenstoffdioxid-Emissionen nach Koh-
lenstoffdioxid-Emissionsklasse 1 in Anlage 1 Nummer 4 berechnet wird.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

Die Verordnung dient der Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung an die Änderungen durch
das Dritte Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften, das das deutsche Recht an
die zwingenden Vorgaben der Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 17. Juni 1999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimm-
ter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge (ABl. L 187 vom 20.7.1999, S. 42), die
zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 24. Februar 2022 zur Änderung der Richtlinien 1999/62/EG, 1999/37/EG und (EU)
2019/520 hinsichtlich der Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrs-
wege durch Fahrzeuge (ABl. L 69 vom 4.3.2022, S. 1) geändert worden ist, anpasst. Sie ist
mit dem Recht der Europäischen Union und dem Völkerrecht vereinbar.

VI. Regelungsfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Diese Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Rechts- und Verwaltungsvereinfachung.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Nachhaltigkeits-
strategie der Bundesregierung.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Mit der Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung ist keine Veränderung hinsichtlich der erwar-
teten Mauteinnahmen im Einzelplan 12 verbunden. Es entsteht kein Personal- oder Sach-
mittelbedarf.

4. Erfüllungsaufwand

Für Bürgerinnen und Bürger werden keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder
aufgehoben.

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wurde bereits im Dritten Gesetz zur Änderung
mautrechtlicher Vorschriften (Bundestags-Drucksache 20/8092, Seite 5) ausgewiesen.
Durch die Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung entsteht kein weiterer Erfüllungsaufwand
für die Wirtschaft.

Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung wurde bereits im Dritten Gesetz zur Änderung
mautrechtlicher Vorschriften (Bundestags-Drucksache 20/8092, Seite 5) ausgewiesen.
Durch die Anpassung der Lkw-Maut-Verordnung entsteht kein weiterer Erfüllungsaufwand
für die Verwaltung.

5. Weitere Kosten

Durch die Änderung der Lkw-Maut-Verordnung entstehen keine weiteren Kosten, die nicht
bereits im Zuge des Dritten Gesetzes zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften
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Berücksichtigung fanden. Einzelpreisanpassungen und Auswirkungen auf das Preisniveau,
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind daher nicht zu erwarten.

6. Weitere Regelungsfolgen

Diese Verordnung hat keine gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Sie bietet keine
Grundlage für verdeckte Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfestigung tra-
dierter Rollen.

VII. Befristung; Evaluierung

Dieses Regelungsvorhaben ist nicht befristet und wird nicht evaluiert.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung der Lkw-Maut-Verordnung)

Zu Nummer 1

Durch die Neufassung wird die Änderung des § 5 Absatz 1 Satz 2 des Bundesfernstraßen-
mautgesetzes berücksichtigt.

Zu Nummer 2

Durch die Neufassung wird die Änderung des § 5 Absatz 1 Satz 2 des Bundesfernstraßen-
mautgesetzes berücksichtigt.

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Da künftig neben der Schadstoffklasse (EURO-Emissionsklasse) auch eine Kohlenstoffdi-
oxid-Emissionsklasse für die Mauthöhe maßgeblich ist, wird zu Klarstellungszwecken nicht
länger das Wort Emissionsklasse, sondern das Wort Schadstoffklasse verwendet.

Künftig wird der Mautsatz auch einen Teilsatz für Kosten verkehrsbedingter Kohlenstoffdi-
oxid-Emissionen beinhalten, dessen Höhe grundsätzlich von der Kohlenstoffdioxid-Emissi-
onsklasse des Fahrzeugs abhängt. Wie die Einstufung in diese Kohlenstoffdioxid-Emissi-
onsklassen erfolgt, wird durch Artikel 7ga der Richtlinie 1999/62/EG konkret vorgegeben.

Zu Buchstabe b

Folgeänderung durch die Einfügung der neuen Nummer 6.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Gemäß Artikel 7j Absatz 1 der revidierten Richtlinie 1999/62/EG sind die Mitgliedstaaten
nicht mehr verpflichtet, physische Zahlstellen bereitzustellen. Aufgrund der geringen Nut-
zung wurden sämtliche Mautstellenterminals zurückgebaut. Eine Einbuchung an Mautstel-
lenterminals ist daher nicht länger möglich. Die manuelle Einbuchung erfolgt nunmehr le-
diglich über die mobile Applikation oder über die Internetseite.
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Zu Buchstabe b und Buchstabe c

Da gemäß § 2 Nummer 6 nunmehr auch die Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse für die
Mauthöhe relevant ist, muss diese Änderung auch in § 4 Absatz 2 und 3 berücksichtigt
werden.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a und Buchstabe b

Da gemäß § 2 Nummer 6 nunmehr auch die Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse für die
Mauthöhe relevant ist, muss diese Änderung auch in § 5 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2
berücksichtigt werden.

Der Begriff der „mobilen Applikation“ ist in § 4 Absatz 1 Satz 1 legal definiert. Daher erfolgt
hier eine Angleichung an diese Legaldefinition.

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften wird künftig, in Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2022/362 zur Änderung der Richtlinie 1999/62/EG, zur Bestim-
mung der Mautpflicht und Mauthöhe nicht mehr auf das zulässige Gesamtgewicht, sondern
auf die technisch zulässige Gesamtmasse eines Fahrzeuges abgestellt. Die Änderung in
§ 5 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 dient der Anpassung an die geänderte Vorschrift im Bun-
desfernstraßenmautgesetz.

Zu Nummer 6

(Zu § 6)

Die Änderung in § 6 Absatz 1 berücksichtigt, dass die Verpflichtung zum Nachweis der
Richtigkeit der für die Maut erheblichen Tatsachen nach der Neufassung des § 5 des Bun-
desfernstraßenmautgesetzes nicht mehr nur gegenüber dem Bundesamt für Logistik und
Mobilität besteht, sondern auch gegenüber dem Betreiber und den Anbietern nach den
§§ 4e und 4f des Bundesfernstraßenmautgesetzes.

Der Nachweis der für die Mauterhebung maßgeblichen Tatsachen kann nicht nur durch die
in Absatz 1 Satz 2 genannten Unterlagen erfolgen, sondern z. B. auch durch ein Gutachten
oder eine Bescheinigung, welche von einer anerkannten technischen Prüforganisation für
Kraftfahrzeuge oder einem gemäß Kraftfahrsachverständigengesetz amtlich anerkannten
Prüfer oder Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr erstellt wurde.

Die Einfügung des § 6 Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass der Betreiber und die
Anbieter nach den §§ 4e und 4f des Bundesfernstraßenmautgesetzes im Rahmen der Re-
gistrierung gegenüber den Mautschuldnern nicht hoheitlich handeln und daher die für die
Mauthöhe maßgeblichen Tatsachen eines Fahrzeuges nicht einseitig festsetzen dürfen.
Besteht Streit darüber, ob der Nachweis der Richtigkeit der für die Mauthöhe maßgeblichen
Tatsachen erbracht wurde, entscheidet auf Antrag das Bundesamt für Logistik und Mobili-
tät.

 (Zu § 7 Absatz 1)

Da künftig neben der Schadstoffklasse (EURO-Emissionsklasse) auch eine Kohlenstoffdi-
oxid-Emissionsklasse für die Mauthöhe maßgeblich ist, wird zu Klarstellungszwecken nicht
länger das Wort Emissionsklasse, sondern das Wort Schadstoffklasse verwendet.

Der Nachweis der Schadstoffklasse kann nicht nur durch die in § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer
1 bis 3 genannten Unterlagen erfolgen, sondern z. B. auch durch ein Gutachten oder eine
Bescheinigung, welche von einer anerkannten technischen Prüforganisation für
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Kraftfahrzeuge oder einem gemäß Kraftfahrsachverständigengesetz amtlich anerkannten
Prüfer oder Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr erstellt wurde.

Die Berücksichtigung der Partikelminderungsklasse wurde mit der Verordnung zur
Änderung autobahnmautrechtlicher Vorschriften und der Fahrzeug-Zulassungsverordnung
am 01.01.2009 eingeführt, um bei den Fahrzeugen mit den Euro-Schadstoffklassen 2 und
3 einen Anreiz zu setzen, einen Partikelfilter nachzurüsten (Seite 7 und Seite 17 der BR-
Drs. 567/08). Vor dem Hintergrund, dass die Schadstoffklassen 3 und 4 aufgrund der
Weiterentwicklung der Technik und der höheren Umweltschutzanforderungen nicht mehr
als sauber zu beurteilen sind, und davon ausgehend, dass sich die Investitionen in
Partikelfilter mittlerweile amortisiert haben, wird die Partikelminderungsklasse mit der
Einführung der Kohlenstoffdioxid-abhängigen Bemautung nicht länger berücksichtigt. Der
Verweis in § 7 Absatz 1 Satz 4 soll aber zunächst für Alt-Sachverhalte beibehalten
werden.

(Zu § 7 Absatz 2)

Die Vermutungsregelung des alten § 8 zum Nachweis der Schadstoffklasse für im Ausland
zugelassene Fahrzeuge findet sich nun in § 7 Absatz 2.

Da mit dem Dritten Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften die Bezeichnung der
Schadstoffklassen von der nationalen Bezeichnung (S 1 bis S 6) auf die europäische Be-
zeichnung (EURO I bis EURO VI) umgestellt wird, muss diese Änderung entsprechend
auch hier umgesetzt werden.

(Zu § 7 Absatz 3)

Die Regelungen des § 7 Absatz 3 bis 5 sind nun zusammengefasst in Absatz 3 geregelt.
Der Betreiber ist gemäß Absatz 3 nur zuständig, soweit er beliehen ist.

(Zu § 7 Absatz 4)

Die Regelung des alten § 8 Absatz 3 findet sich jetzt in § 7 Absatz 4.

(Zu § 8)

Folgeanpassung aufgrund der Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni
1999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Straßeninfrastrukturen durch
Fahrzeuge (ABl. L 187 vom 20.7.1999, S. 42), zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU)
2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Februar 2022. Die Einord-
nung der Emissionsklassen erfolgt entsprechend den europarechtlichen Vorgaben aus Ar-
tikel 7ga Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a bis e in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 Nr.
28, 30, 34 bis 38 der Richtlinie 1999/62/EG, die die Einordnung der Fahrzeuge in fünf Koh-
lenstoffdioxid-Emissionsklassen festlegt. Darüber hinaus wird der Forderung des Artikel 7
ga Absatz 2 Satz 2 Rechnung getragen, dass die Mitgliedstaaten sicherstellen, „dass die
Einstufung eines Fahrzeugs der Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse 2 oder 3 nach seiner
Erstzulassung alle sechs Jahre überprüft wird und dass das Fahrzeug auf der Grundlage
der zu diesem Zeitpunkt geltenden Schwellenwerte gegebenenfalls neu in die entspre-
chende Emissionsklasse klassifiziert wird.“

Zur Feststellung der Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse sind verschiedene Angaben erfor-
derlich, die sich aus den Dokumenten Zulassungsbescheinigung Teil I, Übereinstimmungs-
bescheinigung und der Kundeninformation gewinnen lassen. Der Nachweis kann aber z. B.
auch durch ein Gutachten oder eine Bescheinigung, welche von einer anerkannten techni-
schen Prüforganisation für Kraftfahrzeuge oder einem gemäß
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Kraftfahrsachverständigengesetz amtlich anerkannten Prüfer oder Sachverständigen für
den Kraftfahrzeugverkehr erstellt wurde, erbracht werden.

Zu den zur Ermittlung der Kohlenstoffdioxid-Emissionsklasse im Sinne von Artikel 7 ga der
Richtlinie 1999/62/EG erforderlichen Daten gehören unter anderem das Erstzulassungsda-
tum des Fahrzeugs, die Fahrzeugidentifikationsnummer und die Kohlenstoffdioxid-Emissi-
onsklasse als solche, wofür unter anderem die Kraftstoffart oder Energiequelle, der spezi-
fische Kohlenstoffdioxid-Emissionswert, die Fahrzeuggruppe (Radachskonfiguration, tech-
nisch zulässige Gesamtmasse, Fahrzeugaufbau) und die Fahrzeuguntergruppe (Nennleis-
tung des Motors, Führerhaus mit Liegeplatz, Arbeitsfahrzeug) erforderlich sind.

Der Betreiber ist gemäß § 8 Absatz 2 Satz 1 nur zuständig, soweit er beliehen ist.

Zu Nummer 7

Gemäß Artikel 7j Absatz 1 der revidierten Richtlinie 1999/62/EG sind die Mitgliedstaaten
nicht mehr verpflichtet, physische Zahlstellen bereitzustellen. Aufgrund der geringen Nut-
zung wurden sämtliche Mautstellenterminals zurückgebaut. Eine Einbuchung und somit
auch eine Stornierung an Mautstellenterminals sind daher nicht länger möglich. Die Stor-
nierung erfolgt nunmehr lediglich über die mobile Applikation oder über die Internetseite.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten.


